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Rundschreiben Nr. 14/2023 

 
Aktualisierung der Paris-kompatiblen Sekorleitlinien der KfW Bankengruppe: 
Auswirkungen auf Infrakredit Kommunal und Energiekredit / Energiekredit Plus 
 
 
Im Infrakredit Kommunal und Energiekredit / Energiekredit Plus sind die Paris-kompatiblen Sektor-
leitlinien der KfW Bankengruppe zu erfüllen, die die Anforderungen an die Klimaverträglichkeit der 
jeweiligen Investitionen definieren. Diese Sektorleitlinien wurden zwischenzeitlich durch die KfW 
überarbeitet und als Version 2, 01/2023 veröffentlicht.  
Diese gelten im Infrakredit Kommunal für Zusagen ab 01.05.2023. Für den Energiekredit / Ener-
giekredit Plus gelten unverändert weiterhin die Sektorleitlinien in der Version 02/2022. 
 
Beide Versionen der Sektorleitlinien stehen auf der Website der LfA im Downloadbereich zur Ver-
fügung.  
 
Beigefügt sind die aktualisierten Merkblätter „Infrakredit Kommunal“  und „Energiekredit (EK5) und 
Energiekredit Plus (EK6)“. Die jeweiligen Änderungen in den Merkblättern wurden durch Randstri-
che gekennzeichnet. 
 
Für Fragen zu den öffentlichen Finanzierungshilfen und für die Anforderung von Informationsma-
terial stehen Ihnen die Mitarbeiter/-innen unserer Förderberatung telefonisch unter 
089 / 21 24 - 10 00 oder per E-Mail unter info@lfa.de, montags bis donnerstags von 8 Uhr bis 
18 Uhr sowie freitags von 8 Uhr bis 15 Uhr, zur Verfügung. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
LfA Förderbank Bayern 
 
 
 

Anlagen 



   
 
 

Merkblatt „Energiekredit“ (EK5) und „Energiekredit Plus“ (EK6) 
(Vergabegrundsätze entsprechend Antragsvordruck 100 Tz. 9.6 Bestätigungen)  
Der Energiekredit und der Energiekredit Plus werden aus Haushaltsmitteln des Freistaats Bayern, die aus dem Gewinn 
der LfA stammen, zinsverbilligt und zinsgünstig aus dem KfW-Energieeffizienzprogramm – Produktionsanlagen/-prozesse 
refinanziert. 
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1 Kreditnehmerkreis 

Antragsberechtigt sind kleine und mittlere Unterneh-
men (siehe Merkblatt „Beihilferechtlich relevante 
Bestimmungen und Definitionen“) der gewerblichen 
Wirtschaft und freiberuflich Tätige mit Betriebsstätte 
oder Niederlassung in Bayern. 

Nicht antragsberechtigt sind 

• Unternehmen oder freiberuflich Tätige, die sich vor-
sätzlich oder grob fahrlässig über Umweltvorschrif-
ten hinweggesetzt und dabei Umweltschäden ver-
ursacht haben, 

• Unternehmen oder freiberuflich Tätige, die einer 
früheren Beihilferückforderungsanordnung der EU 
nicht nachgekommen sind und 

•  sofern die Beihilfe nach der Allgemeinen Grup-
penfreistellungsverordnung beantragt wird, Unter-
nehmen oder freiberuflich Tätige in Schwierigkei-
ten nach EU-Definition (siehe Merkblatt „Beihilfe-
rechtlich relevante Bestimmungen und Definitio-
nen“, Tz. 7) und 

•  sofern die Beihilfe nach der De-Minimis-Verord-
nung beantragt wird, Unternehmen, die sich in ei-
nem Insolvenzverfahren befinden oder die im 
deutschen Recht vorgesehenen Voraussetzun-
gen für die Eröffnung eines Insolvenzverfahrens 
auf Antrag ihrer Gläubiger erfüllen. 

2 Verwendungszweck 

Gefördert werden Investitionsmaßnahmen zur Stei-
gerung der Energieeffizienz im Bereich Produktions-
anlagen und -prozesse. Dabei ist es unerheblich, mit 
welchem Energieträger die Effizienzsteigerung bzw. 
Energieeinsparung erzielt wird. 

Investitionen, die zu einer Energieeinsparung von 
mindestens 10 % führen, können mit dem Energie-
kredit (EK5) gefördert werden. 

Im besonderen Maße zur Steigerung der Energieef-
fizienz beitragende Maßnahmen, die zu einer Ener-
gieeinsparung von mindestens 30 % führen, sind im 
Energiekredit Plus (EK6) förderfähig. 

Die Ausschlusskriterien des Merkblatts „Nachhaltig-
keitsgrundsätze für Programmkredite der LfA För-
derbank Bayern“ sind zu beachten. 

Darüber hinaus sind bei diesem Förderprogramm die 
Paris-kompatiblen Sektorleitlinien der KfW Banken-
gruppe zu berücksichtigen, die konkrete Anforderun-
gen an die Klimaverträglichkeit der jeweiligen Inves-
titionen definieren. Konkret gelten die Vorgaben der 
Version 02/2022 der Sektorleitlinien. Diese steht un-
ter www.lfa.de im Downloadbereich zur Verfügung. 

2.1 Förderfähige Investitionen 

Es werden Neu- und Modernisierungsinvestitionen 
u. a. in folgenden Bereichen gefördert: 

• Maschinen/Anlagen/Prozesstechnik 

• Druckluft/Vakuum/Absaugtechnik 

• elektrische Antriebe/Pumpen 

• Prozesswärme 

• Prozesskälte, Kühlhäuser, Kühlräume 

• Wärmerückgewinnung/Abwärmenutzung 
(für Produktionsprozesse) 

• Mess-, Regel- und Steuerungstechnik 

• Informations- und Kommunikationstechnik 

• Kraft-Wärme-Kopplungsanlagen, wenn keine För-
derung nach dem EEG bzw. dem KWKG in An-
spruch genommen wird (siehe Tz. 2.2). 

Förderfähig sind alle aktivierbaren Investitionen, die in 
unmittelbarer Verbindung mit den angestrebten Ener-
gieeinspareffekten stehen. Dazu zählen auch Aufwen-
dungen für die Planungs- und Umsetzungsbegleitung, 
Energiemanagementsysteme, der Erwerb gebrauch-
ter Wirtschaftsgüter sowie Eigenleistungen, soweit 
diese aktivierbar sind. 

2.2 Nicht förderfähige Investitionen 

Für den Energiekredit und Energiekredit Plus gelten 
folgende Ausschlüsse: 

• Fahrzeuge 
(außer selbstfahrende Arbeitsmaschinen) 

• Grundstückskosten 

• Vorhaben, die eine Förderung nach dem „Erneuer-
bare-Energien-Gesetz (EEG)“ bzw. dem „Kraft-
Wärme-Kopplungsgesetz (KWKG)“ erhalten 

• Vorhaben, soweit sie aufgrund behördlicher Aufla-
gen oder rechtlicher Vorgaben durchgeführt wer-
den müssen 

• Betriebs-, Finanzierungs- und Unterhaltskosten. 

2.3 Nachweis der Energieeinsparung 

Die erwartete Energieeinsparung durch die Investi-
tion ist im Vordruck 119 (abrufbar unter www.lfa.de) 
zu quantifizieren und wahlweise durch: 

• das Unternehmen (auf Basis von Produktdaten-
blättern, Herstellernachweisen etc.) oder 

• einen fachkundigen Dritten (z. B. Anlagenherstel-
ler, Händler, Energieberater, ext. Planungsbüro) 

zu bestätigen. 

Für Neuinvestitionen ist die Energieeinsparung im 
Vergleich zum Branchendurchschnitt zu ermitteln. 
Bei Modernisierungsinvestitionen ist der Durch-
schnittsverbrauch der letzten 3 Jahre heranzuzie-
hen. 

3 Beratung 

Um Energieeinsparpotenziale fundiert zu identifizie-
ren und anschließend entsprechende Energieeffi-
zienzmaßnahmen erfolgreich zu realisieren, kann 
im Vorfeld die Einschaltung eines qualifizierten 
Energieberaters sinnvoll sein. 

http://www.lfa.de/
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Das Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle 
(BAFA, www.bafa.de) fördert Beratungskosten im 
Rahmen der „Bundesförderung für Energieberatung 
für Nichtwohngebäude, Anlagen und Systeme“. 

Das Bayerische Wirtschaftsministerium fördert 
Energieeinsparkonzepte mit bis zu 50 % der förder-
fähigen Kosten der Untersuchung 
(www.stmwi.bayern.de/service/foerderprogramme/
energiefoerderung/). 

Informationen sind zudem kostenlos über die jewei-
lige Industrie- und Handelskammer bzw. Hand-
werkskammer erhältlich. 

4 Darlehensbedingungen 

4.1 Konditionen 

Der Zinssatz für die Darlehen wird zwischen Haus-
bank und Endkreditnehmer in Abhängigkeit von Bo-
nität und Besicherung - innerhalb vorgegebener 
Grenzen - individuell vereinbart (siehe Merkblatt 
„Kreditnehmerinformation zum risikogerechten 
Zinssystem“). 

Die risikoabhängigen Zinsobergrenzen, Angaben zu 
Darlehenslaufzeiten und zum Auszahlungssatz kön-
nen unserer aktuellen Übersicht der Darlehenskon-
ditionen entnommen werden. Die darin genannten 
Standardlaufzeiten sind frei wählbar; sie sollen sich 
an der betriebsgewöhnlichen Nutzung orientieren. 

Abweichend von den Standardlaufzeiten können 
verkürzte Gesamtlaufzeiten (ganzjährig, mindes-
tens 3 Jahre) und Tilgungsfreijahre (mindestens 
1 Freijahr) beantragt werden. 

Soweit sachlich begründet, besteht die Möglichkeit, 
das Vorhaben in mehrere Darlehen aufzuteilen 
(z. B. differenziert nach unterschiedlichen Laufzei-
ten oder mit und ohne Haftungsfreistellung „Haf-
tungPlus“). 

Es gelten die Konditionen des Zusagedatums der 
LfA. Die Hausbank wird den Endkreditnehmer über 
die Zusage der LfA entsprechend unterrichten und 
die Konditionen vereinbaren. 

Für nicht abgerufene Darlehensbeträge wird nach 
Ablauf eines bereitstellungsprovisionsfreien Zeit-
raums von 12 Monaten (gerechnet vom Tage der 
Darlehenszusage der LfA an) bis zum vollständigen 
Abruf oder einem Verzicht auf das Darlehen, spä-
testens bis zum Ablauf der Abruffrist des Darlehens 
(ein Monat vor Tilgungsbeginn) eine Bereitstel-
lungsprovision von 2 % p. a. berechnet. Bei ver-
bürgten Darlehen beträgt die Abruffrist 6 Monate 
nach Darlehenszusage der LfA.  

Termine für Zins, Tilgung und ggf. Bereitstellungs-
provision sind der 31.03., 30.06., 30.09. und 30.12. 

Eine vollständige oder teilweise vorzeitige außer-
planmäßige Tilgung des ausstehenden Kreditbetra-
ges kann gegen Zahlung einer Vorfälligkeitsent-
schädigung erfolgen. 

4.2 Finanzierungshöhe 

Der Darlehenshöchstbetrag beläuft sich auf 
10 Mio. EUR je Vorhaben. Es können Vorhaben mit 
förderfähigen Kosten ab 25.000 EUR gefördert 
werden. 

Der Finanzierungsanteil des Darlehens beträgt bis zu 
100 %. 

5 Weitere Bewilligungsgrundsätze 

5.1 Richtlinien 

Für die Gewährung des Energiekredits und Ener-
giekredits Plus gelten die vom Bayerischen Wirt-
schaftsministerium bekannt gemachten Richtlinien 
für Darlehen an mittelständische Unternehmen der 
gewerblichen Wirtschaft und freiberuflich Tätige zur 
Förderung von Maßnahmen der Energieeinsparung 
und der Nutzung erneuerbarer Energien (Bayeri-
sches Energiekreditprogramm) in der jeweils gültigen 
Fassung. 

5.2 Beihilferechtliche Grundlage 

Der Energiekredit und Energiekredit Plus werden 
grundsätzlich als KMU-Investitionsbeihilfe gemäß 
Art. 17 der Allgemeinen Gruppenfreistellungsverord-
nung (Verordnung (EU) Nr. 651/2014 der Kommis-
sion vom 17.06.2014, veröffentlicht im Amtsblatt der 
EU Nr. L 187/1 vom 26.06.2014), in der Fassung der 
Verordnung (EU) Nr. 2021/1237 vom 23.07.2021 
(veröffentlicht im Amtsblatt der EU Nr. L 270/39 vom 
29.07.2021), vergeben. 

Sofern die entsprechenden beihilferechtlichen Krite-
rien eingehalten werden, können die Darlehen alter-
nativ auf Grundlage der De-minimis-Verordnung 
(EU) Nr. 1407/2013 vom 18.12.2013, veröffentlicht 
im Amtsblatt der EU Nr. L 352/1 vom 24.12.2013, in 
der Fassung der Verordnung (EU) Nr. 2020/972 vom 
02.07.2020 (veröffentlicht im Amtsblatt der EU Nr. L 
215/3 vom 07.07.2020), beantragt werden. 

Die „Beihilfewerte für Kredite der LfA“ können unter 
www.lfa.de der gleichnamigen Übersicht entnommen 
bzw. per Beihilferechner ermittelt werden. Diese Bei-
hilfewerte dienen der Orientierung in der Informa-
tions- und Beratungsphase und sind unverbindlich. 
Maßgeblich sind allein die Beihilfewerte, die die LfA 
zum Zeitpunkt der Kreditzusage zugrunde legt. 

Weiterführende Informationen enthält unser Merk-
blatt „Beihilferechtlich relevante Bestimmungen und 
Definitionen“. 

5.3 Betriebsaufspaltung im förderfähigen Sinne 

Bei der Betriebsaufspaltung ist das Eigentum an den 
Betriebsanlagen rechtlich von der Inhaberschaft des 
Betriebs getrennt. 

Unter dem Gesichtspunkt der wirtschaftlichen Einheit 
zwischen Besitz- und Betriebsgesellschaft können 
solche Vorhaben gefördert werden, wenn 

• auf beiden Seiten dieselben Personen zu mindes-
tens 50 % beteiligt oder 

• die auf beiden Seiten verschiedenen Personen 
Ehegatten oder 

• die auf beiden Seiten verschiedenen Personen El-
tern/Schwiegereltern und Kinder (sowie deren 
Ehegatten) sind. 

Darlehensnehmer wird die investierende Besitzge-
sellschaft. Eine gesamtschuldnerische Mithaftung 
der Betriebsgesellschaft ist nicht erforderlich, wenn 
sich die Besitzgesellschaft vertraglich verpflichtet, die 
mit Hilfe des Darlehens angeschafften Wirtschaftsgü-
ter während der Laufzeit des Darlehens ausschließ-
lich an die Betriebsgesellschaft zu vermieten/ver-
pachten; zudem hat die Betriebsgesellschaft die Mit-
haftung für das Darlehen in Form einer Bürgschaft  
oder eines Schuldbeitritts zu übernehmen. 

Privatpersonen sind nicht antragsberechtigt. 

http://www.stmwi.bayern.de/service/foerderprogramme/energiefoerderung/
http://www.stmwi.bayern.de/service/foerderprogramme/energiefoerderung/
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5.4 Vorbeginn 

Die Anträge sind vor Beginn des Vorhabens bei der 
Hausbank (Bank oder Sparkasse) zu stellen. 
Details zu den Voraussetzungen einer fristgerechten 
Antragstellung siehe Tz. 13 des Merkblatts „Beihilfe-
rechtlich relevante Bestimmungen und Definitionen“. 

Die Vorhaben müssen soweit vorbereitet sein, dass 
sie nach Bewilligung der beantragten Mittel innerhalb 
eines Jahres begonnen werden können. 

5.5 Allgemeine Prosperitätsklausel 

Antragsteller, bei denen im Hinblick auf die Vermö-
gens- und Ertragslage oder die Höhe des Vorhabens 
die mögliche Finanzierungshilfe wirtschaftlich uner-
heblich ist, können nicht gefördert werden. 

5.6 Investitionsort 

Der Investitionsort muss auf dem Gebiet des Frei-
staates Bayern liegen. 

6 Mehrfachförderung 

Soweit die maßgeblichen Beihilfehöchstwerte der EU 
nicht überschritten werden (siehe Merkblatt „Beihilfe-
rechtlich relevante Bestimmungen und Definitionen“ 
insbesondere Tzn. 5, 9 und 10), können der Ener-
giekredit und der Energiekredit Plus mit anderen öf-
fentlichen Finanzierungshilfen kombiniert werden. 
Ausgenommen hiervon ist die Kombination des Ener-
giekredits mit dem Energiekredit Plus. 

Falls zum Energiekredit oder Energiekredit Plus auch 
Mittel aus dem KfW-Energieeffizienzprogramm – 
Produktionsanlagen/-prozesse beantragt werden, ist 
der Energiekredit oder Energiekredit Plus auf den 
Förderhöchstbetrag des KfW-Energieeffizienzpro-
gramms – Produktionsanlagen/-prozesse anzurech-
nen. 

Die Inanspruchnahme eines BAFA-Zuschusses für 
dieselbe Maßnahme bzw. dieselben Kosten ist nicht 
zulässig. 

7 Haftungsfreistellung „HaftungPlus“ 

Soweit ein Darlehen bis 2 Mio. EUR bankmäßig nicht 
ausreichend abgesichert werden kann, ist eine 
50%ige Haftungsfreistellung „HaftungPlus“ (siehe 
entsprechendes Merkblatt) möglich. 

Alternativ und bei Darlehen über 2 Mio. EUR kann 
bei nicht ausreichender Absicherung eine Bürgschaft 
der LfA bzw. der Bürgschaftsbank Bayern GmbH be-
antragt werden. 

Eine Darlehenssplittung in einen haftungsfreigestell-
ten Darlehensteil und einen verbürgten Darlehensteil 
ist nicht möglich. 

8 Antragsverfahren 

Anträge sind bei der Hausbank (Bank oder Spar-
kasse) einzureichen. Die Darlehen werden über die 
Hausbanken prinzipiell unter deren Eigenhaftung 
ausgereicht. Die Antragstellung erfolgt mit dem Vor-
druck 100. 

Bei Nutzung der Alternative zur Beantragung auf 
Grundlage der De-minimis-Verordnung (siehe Tz. 
5.2.) ist im Antrag unter Tz. 9.5 anzugeben „Beantra-
gung auf De-minimis-Basis“; darüber hinaus ist der 
Vordruck 120 (Erklärung zum Antrag auf Gewährung 
eines Darlehens/einer Bürgschaft bei De-minimis 
Beihilfen) einzureichen. 

Zusätzlich ist das Formblatt der KfW-Bankengruppe 
„Statistisches Beiblatt Investition allgemein“ beizufü-
gen. 

Die Energieeinsparung ist gemäß Tz. 2.3 mit dem 
Vordruck 119 darzulegen. Der Vordruck verbleibt 
grundsätzlich in der Kreditakte der Hausbank.Von 
der Hausbank ist in Tz. 9.5 des Antragsvor-
drucks 100 das Vorliegen der Antragsvoraussetzun-
gen gemäß Vordruck 119 zu bestätigen. 

Wird gleichzeitig eine Bürgschaft (oder eine Haf-
tungsfreistellung “HaftungPlus“) beantragt, können 
die zusätzlich erforderlichen Antragsvordrucke und 
Unterlagen dem Merkblatt „Antragsunterlagen“ ent-
nommen werden. 

In Zweifelsfällen kann sich die LfA den Vordruck 119 
vorlegen lassen bzw. Fachgutachten zum Energie-
einspareffekt einholen. Den Hausbanken steht bei 
Anträgen, die üblicherweise per Post an die LfA ge-
sendet werden, die Möglichkeit offen, diese von ihr 
und dem Antragsteller unterzeichneten Unterlagen 
auch in elektronischer Form (Fax oder PDF-Scan per 
E-Mail) bei der LfA einzureichen. Voraussetzung 
hierfür ist, dass die Hausbank wirksame Willenser-
klärungen per Fax/PDF-Scan abgibt. Reicht die 
Hausbank die Antragsunterlagen per Fax/PDF-Scan 
per E-Mail bei der LfA ein, sichert sie damit konklu-
dent zu, dass eine rechtsverbindliche Zeichnung der 
Hausbank bereits dann vorliegt, wenn sie ihre Erklä-
rungen und Bestätigungen auch per Fax bzw. PDF-
Scan per E-Mail übermittelt und dass das an die LfA 
übermittelte Fax bzw. der übermittelte Scan bildlich 
und inhaltlich dem Original entspricht. Die Übermitt-
lung per E-Mail muss durch eine geeignete Ver-
schlüsselung vor dem Zugriff Dritter geschützt wer-
den. Liegen die Voraussetzungen für eine elektroni-
sche Archivierung der Antragsunterlagen nicht vor o-
der macht die Hausbank davon keinen Gebrauch, so 
ist der Originalantrag in Papierform bei der Hausbank 
aufzubewahren. Die Antragstellung im ICOM-
Verfahren erfolgt weiterhin über eine definierte elekt-
ronische Schnittstelle. 

Die LfA gestattet aus förderrechtlicher Sicht der 
Hausbank, für die Antragsunterlagen auf die Aufbe-
wahrung von Originalunterlagen zu verzichten und 
stattdessen die Originaldokumente durch elektroni-
sche Archivierung aufzubewahren. Voraussetzung 
für die Möglichkeit der elektronischen Archivierung 
anstelle der papierhaften Aufbewahrung von origina-
len Antragsunterlagen ist, dass die Hausbank das-
selbe Verfahren und dieselbe Sorgfalt wie bei der Ar-
chivierung ihrer eigenen Unterlagen anwendet, die 
Archivierungsvorgaben analog §§ 257 HGB, 147 AO 
und die Grundsätze der ordnungsmäßigen Buchfüh-
rung einhält und die Hausbank sicherstellt, dass die 
digitalen Dokumente 

• bildlich und inhaltlich mit dem Original in Papier-
form übereinstimmen, wenn sie lesbar gemacht 
werden, 

• während der Dauer der Aufbewahrungsfrist jeder-
zeit verfügbar sind, unverzüglich lesbar gemacht 
und maschinell ausgewertet werden können, 

• fälschungssicher sind und keine Angaben weg-
gelassen, hinzugefügt oder anders dargestellt 
werden können. 

Darüber hinaus hat die Hausbank zu prüfen, ob und 
inwiefern gesetzliche Schriftformerfordernisse beste-
hen oder weitergehende rechtliche Vorschriften zur 
Aufbewahrung bestimmter Originaldokumente einzu-
halten sind und deren Einhaltung sicherzustellen. 



 
 
 
 
 
 

Merkblatt „Infrakredit Kommunal“ 
 
(Vergabegrundsätze entsprechend Antragsvordruck 116 Tz. 10 Erklärung des Antragstellers) 
 
Mit dem „Infrakredit Kommunal“ der LfA steht Kommunen eine zinsgünstige, langfristige Finanzierungsmöglichkeit zur Ver-
fügung. Der „Infrakredit Kommunal“ wird bei Zinsbindungen bis zu 10 Jahren zinsgünstig von der KfW (aus dem Programm 
„IKK - Investitionskredit Kommunen“) refinanziert und von der LfA Förderbank Bayern zinsverbilligt. 
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1 Darlehensnehmerkreis 

Antragsberechtigt sind bayerische 

• kommunale Gebietskörperschaften, 

• rechtlich unselbstständige Eigenbetriebe von kom-
munalen Gebietskörperschaften sowie 

• kommunale Zweckverbände und Verwaltungsge-
meinschaften, die jeweils wie kommunale Gebiets-
körperschaften behandelt werden können und die 
gemäß Artikel 115 (2) in Verbindung mit Artikel 114 
(2) der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 über Auf-
sichtsanforderungen an Kreditinstitute und Wertpa-
pierfirmen (Capital Requirements Regulation – 
CRR) nach dem Standardansatz ein Risikogewicht 
von Null haben. 

Ausgenommen sind solche kommunalen Zweckver-
bände, an denen natürliche oder insolvenzfähige ju-
ristische Personen beteiligt sind. 

Sind gegen den Antragsteller Zwangsvollstreckungs-
maßnahmen beabsichtigt, beantragt, zugelassen oder 
eingeleitet, ist eine Darlehenszusage durch die LfA nicht 
möglich.  

Rechtsform und Risikogewicht des Antragstellers sind 
wesentlich für die Antragsberechtigung. Änderungen 
der Rechtsform oder bei Zweckverbänden zum Beispiel 
die Aufnahme oder das Ausscheiden von Mitgliedern, 
die eine Erhöhung des Risikogewichts des Kreditneh-
mers nach bankaufsichtsrechtlichen Vorschriften zur 
Folge haben, berechtigen die LfA zur Kündigung des 
Kredites. Für diesen Fall behält sich die LfA vor, den ihr 
aus dieser Kündigung entstehenden Schaden vom An-
tragsteller beziehungsweise dessen Rechtsnachfolger 
ersetzt zu verlangen 

2 Verwendungszweck 

Mitfinanziert werden folgende Investitionen sowie Inves-
titionsfördermaßnahmen im Rahmen des Vermögens-
haushaltes/-planes des aktuellen Haushaltsjahres (inkl. 
Haushaltsreste des Vorjahres) in die kommunale Infra-
struktur: 

• Verkehrsinfrastruktur (incl. Öffentlicher Personen-
nahverkehr) 

• Ver- und Entsorgung (incl. Wasserversorgung und 
Abwasserentsorgung) 

• Erschließung von Gewerbe- und Industrieflächen, 
einschließlich Aufwendungen für Grunderwerb (nur 
nicht-umlagefähige Kosten) 

• Allgemeine Energieeinsparung und Umstellung auf 
umweltfreundliche Energieträger, soweit diese nicht 
im Infrakredit Energie förderfähig sind. 

• touristische Infrastruktur 

• Wissenschaft, Technik, Kulturpflege. 

Es werden nicht nur bauliche, sondern auch sonstige in-
vestive Infrastrukturmaßnahmen finanziert. 

Der Erwerb eines Tauschgrundstückes ist finanzierbar, 
wenn dieser Kauf eng mit einem konkret anstehenden 
Investitionsvorhaben verbunden ist (z. B. Bau einer 
Straße). Eine Finanzierung von Grundstücken „auf Vor-
rat“ ist nicht möglich, sondern nur im Zusammenhang 
mit konkret dazugehörenden Investitionen (z. B. Bau-
maßnahmen, Installierung technischer Anlagen). 

Die Mitfinanzierung von Kassenkrediten sowie die Um-
schuldung bereits abgeschlossener und durchfinanzier-
ter Vorhaben sowie von Vorhaben außerhalb Bayerns 
ist ausgeschlossen. 

Beim Infrakredit Kommunal sind die Paris-kompatiblen 
Sektorleitlinien der KfW Bankengruppe zu berücksichti-
gen, die konkrete Anforderungen an die Klimaverträg-
lichkeit der jeweiligen Investitionen definieren. Für Zusa-
gen ab 01.05.2023 gelten die Sektorleitlinien für den Ge-
bäudesektor gem. Kapitel 2.3 der Version 2, 01/2023. 
Diese sind unter www.lfa.de im Downloadbereich ver-
fügbar. 

Die beihilferechtlichen Bestimmungen (Tz. 8) wie auch 
die Ausschlusskriterien des Merkblatts „Nachhaltigkeits-
grundsätze für Programmkredite der LfA Förderbank 
Bayern“ sind zu beachten. 

Hinweis: Paralleles Angebot der Bayern Labo: 

Die BayernLabo bietet in Kooperation mit der KfW den 
Kommunen das Kreditprogramm „Investkredit Kommu-
nal Bayern“ an, in dem folgende Investitionen gefördert 
werden: 

• Allgemeine Verwaltung (z. B. Rathäuser, Bau- und 
Betriebshöfe) 

• Öffentliche Sicherheit und Ordnung (z. B. Feuer-
wehrhäuser, Brandschutz, präventiver Katastro-
phenschutz) 

• Stadt- und Dorfentwicklung 

• Kommunale und soziale Infrastruktur (z. B. Kinder-
tagesstätten, Schulen, Krankenhäuser, Senioren- 
und Pflegeheime, Sporthallen) 

• Informationstechnologie 

• Erschließung (ohne Gewerbe- und Industrieflächen) 

• Wohnwirtschaftliche Investitionen. 

Bei thematischen Überschneidungen ist für die Wahl 
des Förderinstituts der Schwerpunkt der Investitionen 
entscheidend. In Zweifelsfällen beraten wir Sie gerne. 

 
3 Darlehensbedingungen 

3.1 Konditionen 

Die LfA vergünstigt den Zinssatz des „IKK - Investitions-
kredit Kommunen“ der KfW für die erste Zinsbindungs-
periode.  

Für das Darlehen kommt der am Tag der Auszahlung (2 
Bankarbeitstage vor Wertstellung) geltende Programm-
zinssatz, der auch negativ sein kann, zur Anwendung. 
Es besteht kein Anspruch auf den am Tag des Abrufs 
geltenden Zinssatz. 

http://www.lfa.de/
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Der Zinssatz wird für 10 Jahre bzw. im 5-jährigen Lauf-
zeittyp für 5 Jahre festgeschrieben. Bei einer Darlehens-
laufzeit von 20 Jahren besteht alternativ die Möglichkeit 
einer 20-jährigen Zinsfestschreibung. Bei Darlehen mit 
einer Laufzeit, die über die Zinsbindungsfrist hinaus 
geht, unterbreitet die LfA vor Ende der Zinsbindungsfrist 
dem Darlehensnehmer ein Prolongationsangebot. 

Der Programmzinssatz orientiert sich an den Kapital-
marktzinsen und wird an jedem Bankarbeitstag aktuali-
siert.  

Die Darlehenskonditionen sind unter www.lfa.de im 
Geschäftsfeld Infrastruktur abrufbar. 

Zins- und Tilgungstermine sind der 31.03., 30.06., 
30.09.und der 30.12. Für Darlehenszusagen vor dem 
01.03.2022 gelten abweichend die Zins- und Tilgungs-
termine 15.02., 15.05., 15.08. und 15.11.Während der 
tilgungsfreien Jahre erfolgen lediglich Zinszahlungen 
auf die ausgezahlten Darlehensbeträge. Nach Ablauf 
der tilgungsfreien Jahre erfolgt die Tilgung in gleich ho-
hen vierteljährlichen Raten und einer gegebenenfalls 
abweichenden Schlussrate. 

Außerplanmäßige Tilgungen können gegen Zahlung ei-
nes von der LfA in Rechnung zu stellenden Vorfällig-
keitsentgeltes vorgenommen werden, wenn die LfA zu-
stimmt. 

Das Kündigungsrecht des Darlehensnehmers nach 
§ 489 Abs. 1 BGB wird ausgeschlossen. 

3.2 Darlehenslaufzeiten 

Die Darlehenslaufzeit beträgt 30 Jahre mit bis zu 5 
tilgungsfreien Anlaufjahren, 20 Jahre mit bis zu 3 
tilgungsfreien Anlaufjahren, 10 Jahre mit bis zu 2 
tilgungsfreien Anlaufjahren oder 5 Jahre mit bis zu 1 
tilgungsfreien Anlaufjahr. 

3.3 Finanzierungshöhe 

Der Darlehenshöchstbetrag beträgt pro Kalenderjahr 
und Antragsteller 150 Mio. EUR. Auf diesen Höchstbe-
trag sind Darlehenszusagen anzurechnen, die der An-
tragsteller im gleichen Kalenderjahr im IKK - Investiti-
onskredit Kommunen der KfW (einschließlich der aus 
diesem refinanzierten Darlehen) erhalten hat.  

Bei Darlehensbeträgen bis 2 Mio. EUR kann der Finan-
zierungsanteil bis zu 100 % der förderfähigen Investiti-
onskosten pro Vorhaben betragen. 

Der Finanzierungsanteil beträgt bei Darlehensbeträgen 
über 2 Mio. EUR maximal 50 % der förderfähigen 
Investitionskosten pro Vorhaben.  

4 Weitere Bewilligungsgrundsätze 

4.1 Vorhabensbeginn 

Die Antragstellung kann im laufenden Haushaltsjahr für 
Vorhaben gemäß genehmigtem aktuellen Vermögens-
haushalt (incl. Haushaltsreste des Vorjahres) unabhän-
gig vom Vorhabensbeginn erfolgen. Vorhaben können 
jedoch nur berücksichtigt werden, wenn sie noch nicht 
langfristig durchfinanziert sind.  

4.2 Darlehensvergabe 

Die Darlehensvergabe ist an die bei Kommunaldarlehen 
üblichen formalen Voraussetzungen gebunden. 

5 Mehrfachförderung 

Eine Kumulierung mit anderen Finanzierungshilfen ist 
zulässig, sofern die Summe aus Krediten, Zuschüssen 
und Zulagen die Summe der Aufwendungen nicht über-
steigt.  

Für Vorhaben, die mit Mitteln aus dem „Infrakredit Kom-
munal“ gefördert werden, können keine zusätzlichen 
Mittel aus dem „IKK - Investitionskredit Kommunen“ der 

KfW (einschließlich der aus diesem refinanzierten Dar-
lehen) beantragt werden. 

6 Antragsverfahren 

Die Darlehensvergabe erfolgt ausschließlich als Direkt-
darlehen. Darlehensanträge sind bei der LfA För-
derbank Bayern einzureichen. Sie können vorab per Fax 
übersandt werden, müssen aber unverzüglich rechtlich 
verbindlich im Original unterzeichnet nachgereicht wer-
den. 

Die Antragstellung erfolgt mit dem LfA-Vordruck 116. 
Eine detaillierte Darstellung der Einzelmaßnahmen ist 
nicht erforderlich. Zweckverbände haben die veröffent-
lichte Verbandssatzung, die aufsichtsbehördliche Ge-
nehmigung sowie die aktuelle Stimmrechtverteilung in 
der Verbandsversammlung bei Antragstellung vorzule-
gen. 

Für die Beantragung reichen die auf dem Antragsvor-
druck einzutragenden Angaben regelmäßig aus. Die LfA 
kann ggf. weitere Unterlagen für die Bearbeitung des 
Darlehensantrages beim Antragsteller anfordern. 

Anträge sind zu richten an: 

LfA Förderbank Bayern 
Team Infrastrukturfinanzierung 
Königinstr. 17 
80539 München 

per FAX unter: 089 / 21 24 – 25 61 

Rückfragen unter: 089 / 21 24 – 15 05 oder  

 infra@lfa.de 

7 Abruf der Darlehensmittel 

Die Darlehen werden wahlweise in einer Summe oder in 
2 Teilbeträgen ausgezahlt. Der erste Abruf kann frühes-
tens erfolgen, nachdem mit dem Vorhaben begonnen 
wurde, d. h., wenn das Vorhaben so weit vorbereitet ist, 
dass es nach Abruf der Mittel kurzfristig in Angriff ge-
nommen werden und das Darlehen, gegebenenfalls in 
Teilbeträgen, innerhalb einer angemessenen Frist dem 
festgelegten Verwendungszweck zugeführt werden 
kann. 

Zudem sind im Vorfeld des Abrufs der LfA die folgenden 
rechtswirksam unterzeichneten und gesiegelten Unter-
lagen vorzulegen: 

a) Vertretungsnachweis und Unterschriftenprobenblatt 
(Ausnahme: Bürgermeister sind gesetzlich vertre-
tungsbefugt und müssen daher keine separate Un-
terschrift mittels Probenblatt einreichen). 

b) Sitzungsniederschrift über den Darlehensaufnahme-
beschluss des Repräsentativorgans. 

c) Beglaubigte Kopie der aufsichtsbehördlichen Ge-
nehmigung für die Aufnahme des Darlehens. 

d) Lastschrifteinzugsermächtigung. 

e) Annahmeerklärung (LfA-Vordruck 486). 

Für die Prüfung der vertragsrelevanten Unterlagen, die 
per Post im Original bzw. als beglaubigte Kopien einzu-
reichen sind, benötigt die LfA in der Regel 3 Bankar-
beitstage. 

mailto:infra@lfa.de
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Nach Abschluss der Prüfung der Unterlagen durch die 
LfA wird dem Darlehensnehmer in der Regel eine Be-
reitstellungsmitteilung zugesandt. 

Die Abruffrist beträgt 12 Monate. Eine Verlängerung 
kann im Einzelfall vereinbart werden. 

8 EU-Beihilfebestimmungen 

Investitionsvorhaben in Bereichen, in denen kommunale 
Gebietskörperschaften, deren rechtlich unselbstständi-
gen Eigenbetriebe, kommunale Zweckverbände oder 
Verwaltungsgemeinschaften eine wirtschaftliche Tätig-
keit im EU-beihilferechtlichen Sinne ausüben und somit 
in den Anwendungsbereich der EU-Beihilfevorschriften 
fallen, sind nicht förderfähig. 
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